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Wer die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) verstehen will, muß dem insti-
tutionellen Gefüge auf den Grund gehen, in dem die Wirtschafts- und Währungs-
politik der EU im politischen Alltag gestaltet wird. Neben dem ECOFIN-Rat (der
Wirtschafts- und Finanzminister) und der Europäischen Zentralbank sind dabei
zwei Gremien zu nennen, die eine zentrale Rolle spielen: die EURO-11-Gruppe und
der aus dem bisherigen Währungsausschuß hervorgegangene Wirtschafts- und
Finanzausschuß.

Der Europäische Rat sah auf seiner Tagung im Dezember 19971 - noch vor
Festlegung des endgültigen Teilnehmerkreises an der gemeinsamen Währung -
„Erörterungen" der Wirtschafts- und Finanzminister des Euro-Währungsgebietes in
informellem Rahmen vor; ein Beschluß, der im März 1998 zur Bildung der soge-
nannten Euro-11-Gruppe führte. Die nicht an der dritten Stufe der Wirtschafts- und
Währungsunion (WWU) teilnehmenden Mitgliedstaaten der EU, die „outs" oder
„pre-ins", werden an diesen Beratungen nicht beteiligt. Der Wirtschafts- und
Finanzausschuß dient als zweites zentrales Gremium zur Überwachung und
Koordinierung der Wirtschaftspolitiken in der Union. Mit Eintritt in die dritte Stufe
der WWU am 1. Januar 1999 löste er nach Art. 114 EGV den bis dahin amtieren-
den Währungsausschuß in Zusammensetzung und Funktion mit kleineren Ände-
rungen ab.

7995 - Vorbereitungen für die dritte Stufe der WWU im Währungsausschuß

Während der Währungsausschuß im Jahr 1997 einen großen Teil seiner Aktivitäten
der Ausarbeitung und Abstimmung des ursprünglich von Deutschland initiierten
Wachstums- und Stabilitätspaktes und der wirtschaftlichen Koordinierung der
Mitgliedstaaten gewidmet hatte, galt es 1998 den Übergang zur dritten Stufe der
WWU im Detail vorzubereiten. Thematische Schwerpunkte waren die Bewertung
der makroökonomischen Entwicklung der Aspiranten für die Währungsunion, die
Einrichtung des nachfolgenden Wirtschafts- und Finanzausschusses, die
Ausgestaltung der Beziehungen zwischen ECOFIN-Rat, Europäischer Kom-
mission, Europäischer Zentralbank (EZB) und der Gruppe der Wirtschafts- und
Finanzminister der zukünftigen Euro-Staaten, die offiziell seit der Tagung des
Europäischen Rates in der ersten Maiwoche 1998 in Luxemburg feststanden. Die
für die Einführung des Euro notwendigen Beschlüsse des ECOFIN-Rates auf der
Basis der Vorlagen der Kommission wurden vom Währungsausschuß ebenso
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behandelt und zur Beschlußfähigkeit gebracht, wie eine begleitende Erklärung des
Europäischen Rates, die den festen Willen zur Haushaltskonsolidierung aller
Euroländer anläßlich der Einführung der neuen Währung bekräftigen sollte. Dazu
kam die sich über das gesamte Jahr 1998 kompliziert gestaltende Diskussion über
die externe Vertretung der EU nach Einführung des Euro bei internationalen
Organisationen (G-7 plus x, IWF, OECD) oder bei bilateralen Missionen in
Wirtschafts- und Währungsfragen, die unter reger Beteiligung des Rates und des
Europäischen Rates, der Kommission, der Fachausschüsse des Europäischen
Parlamentes, der EZB und nationaler Fachleute geführt wurde. Regelmäßig auf der
Tagesordnung des Währungsausschusses standen die einzelstaatlichen Haushalts-
pläne für 1999 sowie Stabilitäts- und Konvergenzprogramme der Mitgliedstaaten
und die Konjunkturvorhersagen der Kommission.

Der Währungsausschuß war 1998 auch das Forum der Mitgliedstaaten, in dem
Reaktionen auf Ereignisse wie die russische und asiatische Finanzkrise abgestimmt
und Konzepte zu möglichen Reformen der internationalen Finanzinstitutionen dis-
kutiert wurden. So hat der Ausschuß dem Rat im November - mit Blick auf den
Wiener Gipfel zum Jahresende - einen Bericht zum Ausbau des internationalen
Finanzgefüges vorgelegt, der auf Vorschlägen des damaligen italienischen Finanz-
ministers fußte.

1999 - Vom Währungsausschuß zum Wirtschafts- und Finanzausschuß

Mit Beginn der dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion am 1. Januar
1999 wurde der Währungsausschuß der Europäischen Union aufgelöst und durch
den Wirtschafts- und Finanzausschuß ersetzt, der sich in Kompetenzausstattung,
institutioneller Position, Zusammensetzung und Funktion nur wenig vom Vor-
gänger unterscheidet und dessen Vertragsgrundlage ebenfalls Art. 114 EGV ist.

Der Wirtschafts- und Finanzausschuß setzt sich aus zwei Mitgliedern je Unions-
staat, zwei Vertretern der Europäischen Kommission und den jeweiligen
Stellvertretern zusammen. Wie bisher entsenden die nationalen Finanzministerien
und die Zentralbanken jeweils ein Mitglied in den Ausschuß. Neu hinzu kamen
zwei Vertreter der EZB als Vollmitglieder, die die beiden Beobachter des Europäi-
schen Währungsinstitutes ablösten, welche während der zweiten Stufe der WWU
den Sitzungen des Ausschusses ohne Stimmrecht beiwohnen konnten. Insgesamt
zählt das Gremium damit 34 Mitglieder. Integrationspolitisch relevant bei der
Zusammensetzung ist, daß trotz der Teilnahme der Vertreter der EZB auch die
nationalen Zentralbanken weiterhin im Ausschuß vertreten sind. Erster Vorsitzender
des Ausschusses, der abweichend von der üblichen Rotation in Ratsauschüssen auf
zwei Jahre gewählt wird und über ein Rederecht im Rat verfügt, wurde nach poli-
tischen Querelen der Franzose Jean Lemierre, der den Briten Sir Nigel Wicks
ablöste. Das Sekretariat des Ausschusses, das in einer Zwitterstellung in der
Generaldirektion II der Europäischen Kommission angesiedelt ist und einen vor-
wiegend für den Rat arbeitenden Ausschuß damit strukturell in die Kommission
einbindet, wird weiterhin von dem Deutschen Günther Grosche geleitet.
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In der Regel agiert der Ausschuß bei seiner Arbeit wenn nicht aus eigener
Initiative im Rahmen des EG-Vertrages auf der Grundlage von Beschlüssen des
Europäischen Rates oder er bezieht sich auf Vorlagen der Europäischen Kommis-
sion, die dann vorverhandelt werden und gegebenenfalls modifiziert im ECOFIN-
Rat zur Entscheidung gelangen. Die Stellungnahmen, Berichte und Mitteilungen
des Wirtschafts- und Finanzausschusses werden mit der Mehrheit der Stimmen sei-
ner Mitglieder beschlossen, sofern eine Abstimmung beantragt wird. Interessant ist
bei diesem Verfahren, daß im Vorgängerausschuß in der Regel die Übereinstim-
mung der Mitglieder gesucht und Mehrheitsabstimmungen weitgehend vermieden
wurden, der Europäische Rat in Cardiff (Juni 1998) aber anregte, daß der Ausschuß
ab 1999 vermeiden sollte „um jeden Preis zu einem Konsens zu gelangen, damit
eine wirkliche inhaltliche Debatte auf politischer Ebene erfolgen kann"2.Bei
Fragen, zu denen der Rat anschließend möglicherweise einen Beschluß faßt, dürfen
die Mitglieder der Kommission und der Zentralbanken in vollem Umfang an den
Beratungen, nicht aber an den Abstimmungen teilnehmen. Dieser Passus der
Satzung begegnet vorab geäußerten Bedenken, daß die Zusammensetzung des
Ausschusses zu einer Dominanz der Vertreter der Zentralbanken führen könnte.3

Es steht zu vermuten, daß sich bezüglich der internen Arbeitsweise und der
Produktivität des neuen Wirtschafts- und Finanzausschusses jene Faktoren weiter-
hin auswirken, die schon das Gewicht des Währungsausschusses bestimmten:
Charakteristisch für die Mitglieder des Ausschusses war und ist, daß sie als natio-
nale Fachleute der höchsten Ebene - zum Teil aus der unmittelbaren Umgebung der
jeweiligen Minister und Nationalbankpräsidenten - Expertise mit politischer
Sensibilität für tatsächliche Handlungsspielräume bei der Vorbereitung von
Entscheidungen im ECOFIN-Rat vereinen. Aus dieser Konstellation ergab sich
beim Währungsausschuß eine hohe Effizienz und die Fähigkeit, auf dem Feld der
gemeinschaftlichen Währungs- und Finanzpolitik zu einem breiten Konsens unter
den Mitgliedstaaten zu gelangen. Position und Fachwissen der Mitglieder wurden
durch einen technokratisch orientierten Interaktionsstil und die Atmosphäre einer
eingeschworenen Gemeinschaft, eines fernab der Öffentlichkeit agierenden
„Altherrenclubs", ergänzt4 und könnten sich als Erfolgsrezept auch im Wirtschafts-
und Finanzausschuß bewähren.

Die relevanten Vertragsartikel und die vom Rat verabschiedeten Statuten des
Währungsausschusses dokumentieren ein breites Spektrum an Aufgaben und
Wirkungsmöglichkeiten.5 Dazu gehörten bereits beim Vorgängerausschuß die
Unterstützung des Rates bei der Koordinierung der Politiken der Mitgliedstaaten
für das Funktionieren des Binnenmarktes sowie die je nach Vertragsgrundlage ver-
pflichtende Konsultation bzw. Stellungnahme aus eigener Initiative auf dem Gebiet
der Währungspolitik und die regelmäßige Überprüfung der Haushaltslage und
Finanzpolitik der Mitgliedstaaten. Weitere Aufgaben sind die Berichterstattung
über den Kapital- und Zahlungsverkehr im Binnenmarkt sowie die Mitwirkung an
den Arbeiten des Rates in der Wechselkurspolitik, bei gegenseitigen Zahlungs-
bilanzschwierigkeiten, im Bereich der internationalen Währungsbeziehungen und
auch bei der Koordinierung und gegenseitigen Überwachung der Wirtschafts- und
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Finanzpolitiken der Mitgliedstaaten im Vorfeld einer Ratsentscheidung.6 Ergänzend
kommen für den Wirtschafts- und Finanzausschuß die Mitwirkung bei der Aufsicht
über Finanzinstitute, bei der Ausgabe von Münzen durch die Mitgliedstaaten, bei
der Änderung und Ausführung der Satzung des Europäischen Systems der Zentral-
banken, bei der Währungspolitik gegenüber Drittlandswährungen und bei der
Ernennung des Direktoriums der EZB hinzu.7 Zudem soll der Ausschuß laut
Satzung zur Ausgestaltung der Wechselkursmechanismen in der WWU gehört wer-
den sowie bei der Vorbereitung der Tagungen des ECOFIN-Rates8 und der Euro-11-
Gruppe mitwirken und den Dialog zwischen Rat und EZB vorbereiten, der dann
gegebenenfalls auf höherer Ebene fortgeführt werden kann.9

Im Januar 1999 formulierte der erste Vorsitzende des Wirtschafts- und
Finanzausschusses, Jean Lemierre, vor dem Europäischen Parlament den Anspruch,
einen integrierten Ansatz für die Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten zu ent-
wickeln.10 Als Prioritäten für den Wirtschafts- und Finanzausschuß 1999 nannte er
dabei interne Herausforderungen, insbesondere dem Rat Analysen zu liefern, die es
erlauben ein günstiges Umfeld für beschäftigungsförderndes Wachstum zu schaffen
und die Überwachung der Stabilitäts- und Konvergenzprogramme der Mitglied-
staaten zu gewährleisten; als externe Herausforderungen nannte er die „harmoni-
sche" Plazierung des Euro im internationalen Währungssystem und die Behebung
internationaler Finanzkrisen.11 Bereits im Februar 1999 standen politisch zum Teil
intensiv diskutierte Themen auf der Tagesordnung: Auf Grundlage von Analysen
der Kommission bereitete der Ausschuß die Stellungnahmen des ECOFIN-Rates zu
den Stabilitätsprogrammen Italiens, Portugals, Frankreichs, Deutschlands, Belgiens
und Spaniens und zu den Konvergenzprogrammen Griechenlands und Schwedens
vor. Dazu kam die bis dahin noch nicht abgeschlossene Diskussion über die
Außenvertretung des Euro-Währungsgebietes.

Von nachhaltiger Bedeutung für die zukünftige, institutionelle und materielle
Entwicklung der WWU ist die Frage, ob sich der Wirtschafts- und Finanzausschuß
- auch in der Konkurrenz zu anderen Gremien wie dem neu eingeführten
Beschäftigungsausschuß - in der Gestaltung eines effektiven und konsensfähigen
„Mix" aus Fiskal- und Währungspolitik etablieren wird und damit zur zentralen
Arena eines „gouvernement economique" einer integrierten europäischen
Wirtschafts- und Finanzpolitik wird.

Die Euro-11-Gruppe als neuer Rat für Wirtschafts -und Währungsfragen?

Nach der Festlegung des Teilnehmerkreises an der Währungsunion trat die Euro-11-
Gruppe der Wirtschafts- und Finanzminister am 4. Juni 1998 erstmals zusammen.
Entsprechend der Entschließung des Europäischen Rates von Luxemburg gehören
zu den Aufgaben der Gruppe:12 die Beobachtung der volkswirtschaftlichen
Tendenzen in den Mitgliedstaaten zur Sicherung einer dauerhaften Konvergenz, die
multilaterale Überwachung der Haushaltslage im Sinne des Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes, die Beobachtung strukturpolitischer Maßnahmen der Mitgliedstaaten
und die Förderung von Steuerreformen. Die zentrale Aufgabe der Euro-11-Gruppe
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formulierte der Europäische Rat 1997 wie folgt: „Die Minister der dem Euro-
Währungsgebiet angehörenden Staaten können in informellem Rahmen Fragen
erörtern, die im Zusammenhang mit ihrer gemeinsam getragenen besonderen
Verantwortung für die gemeinsame Währung stehen. Die Kommission und gegebe-
nenfalls die Europäische Zentralbank werden zu diesen Zusammenkünften eingela-
den."13 Dabei ist bedeutsam, daß die Gruppe keine Beschlußfähigkeit besitzt; der
ECOFIN-Rat bleibt die Entscheidungsinstanz für wirtschafts- und währungspoliti-
sche Vorlagen auf der europäischen Ebene.

Dem entsprechend hat die Euro-11-Gruppe weder Geschäftsordnung noch einen
eigenen organisatorischen Unterbau. Der Wirtschafts- und Finanzausschuß bereitet
die Tagungen der Gruppe wie die der 15 Wirtschafts- und Finanzminister vor,
wodurch auch Nicht-Euroländer der EU mit eingebunden werden. Außerdem sind
die Debatten der Euro-11 in der Regel Gegenstand eines Berichtes an den Aus-
schuß. Die Gruppe tagt jeweils unmittelbar vor formellen oder informellen Treffen
des ECOFIN-Rates, wodurch sich häufig eine Angleichung der Tagesordnung
ergibt und die Euro-11-Gruppe auf die gemeinsame Währung bezogene
Abstimmungen vor dem Treffen der 15 Wirtschafts- und Finanzminister vornehmen
kann. Der Informationsaustausch nach außen wurde seit dem ersten Treffen im Juni
1998 außerdem durch die Anwesenheit des Vorsitzenden des Wirtschafts- und
Finanzausschusses (vorher des Währungsausschusses) und durch die Einladung
von Vertretern der Kommission und der EZB zu den Sitzungen gefördert. Da die
Mitglieder der Euro-11 -Gruppe ein günstiges Klima für offene Debatten schaffen
wollten, einigte man sich auf der ersten Tagung, daß jeder teilnehmende Minister
nur von einer Person begleitet werden sollte.14 Den Vorsitz übernimmt bei den
Treffen die jeweilige Ratspräsidentschaft, sofern sie einem Euroland zusteht, oder
jenes Euro-Teilnehmerland, das als nächstes den Ratsvorsitz innehat.

Auch für die Euro-11-Gruppe waren die Modalitäten und Zusammensetzung der
Delegationen bei der Vertretung der gemeinsamen Währung im internationalen
Raum und die internationale Finanzsituation ein zentrales Thema der Beratungen in
1998/99. Dazu kamen Schwerpunkte bei der Analyse der Wirtschaftsentwicklung,
der Überwachung der Haushaltsdisziplin sowie der Einhaltung des Stabilitäts- und
Wachstumspaktes, der Beurteilung von Stabilitätsprogrammen der Partner und von
Konjunkturvoraussagen der Europäischen Kommission. Dabei formulierte die
Gruppe in den auf den gemeinsamen Währungsraum bezogenen Bereichen in der
Regel politische Schlußfolgerungen, die dann vom ECOFIN-Rat formell verab-
schiedet wurden.

Die Euro-11-Gruppe ist als informelles Abstimmungsgremium angelegt, wäh-
rend der 15er Rat der Wirtschafts- und Finanzminister als zentrales und mit der
alleinigen Entscheidungsbefugnis ausgestattetes Organ für die wirtschaftspolitische
Koordinierung festgelegt wurde. Durch die bis auf derzeit vier Mitglieder
deckungsgleiche Zusammensetzung der beiden Foren, die enge Verzahnung mit
dem Wirtschafts- und Finanzausschuß als vorbereitendem Gremium und die sich
ergebende thematische Überschneidung der Beratungen, erscheint eine Abgrenzung
und Verortung der eigentlichen Verhandlungs- und Entscheidungsprozesse im
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Vergleich von informeller Her-Gruppe und offiziellem 15er-Rat nicht eindeutig
möglich. Allerdings muß wohl weniger von einem parallelen Rat als von einem
vorbereitendem Gremium des wirtschafts- und finanzpolitischen Entscheidungs-
trägers auf der europäischen Ebene gesprochen werden.

Bedeutsam für die Integrationspolitik insgesamt wird sein, ob diese Gruppe nur
ein vorläufiges und letztlich begrenzt gewichtiges Vorbereitungsgremium für den
ECOFIN-Rat bleibt oder ob sie von den teilnehmenden Ländern als Ausgangspunkt
für den Ausbau eines Kerneuropas der integrationsfähigen und -willigen
Partnerstaaten genutzt wird. In diesem Fall könnte sich die Gruppe als Modell für
eine besondere Flexibilisierung etablieren, die nicht zuletzt im Hinblick auf die
Erweiterung der EU mit Staaten, die die Maastricht-Kriterien für einen Beitritt zur
WWU auch mittelfristig nicht erfüllen werden, an Bedeutung gewinnen kann.
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